
Antwort des Staatssekretärs Sven Giegold
vom 6. März 2023

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass die Risiken des Tiefsee-
bergbaus nicht ausreichend erforscht sind und fordert aus diesem Grund 
eine vorsorgliche Pause (precautionary pause) des Tiefseebergbaus. For-
schungsprojekte, wie das Projekt „MiningImpact“ im Kontext der euro-
päischen JPI Oceans Partnerschaft, sind notwendig, um wissenschafts-
basierte Entscheidungen zum Tiefseebergbau treffen zu können.

12. Abgeordneter
Andreas Bleck
(AfD)

Ist es zutreffend, dass die Bundesregierung mit 
dem Sachwalter der Nord Stream 2 AG über den 
Erwerb von nicht für den Bau der Pipeline Nord 
Stream 2 genutzten Röhren für die Anbindung 
von LNG-Terminals (LNG = Flüssigerdgas) ver-
handelt (www.welt.de/wirtschaft/plus243975123/
Auf-Ruegen-regt-sich-Widerstand-gegen-die-Deu
tschlandgeschwindigkeit.html)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Patrick Graichen
vom 9. März 2023

Für den Aufbau des FSRU-Standorts Lubmin (FSRU = Floating Storage 
and Regasification Unit) ist auch die Einbeziehung von Röhren der Nord 
Stream 2 AG angedacht. Die Bundesregierung befindet sich diesbezüg-
lich in vertraulichen Gesprächen mit der Nord Stream 2 AG.

13. Abgeordnete
Sevim Dağdelen
(DIE LINKE.)

Plant die Bundesregierung angesichts der militäri-
schen Provokationen bzw. Drohungen der Türkei 
im Mittelmeer gegenüber Griechenland und Zy-
pern, bei denen U-Boote eingesetzt werden könn-
ten, die von den Vorgängerregierungen erteilten 
Ausfuhrgenehmigungen für Zulieferungen von 
Komponenten im Zusammenhang mit türkischen 
U-Booten (Plenarprotokoll 20/78, Mündliche Fra-
ge 35) nach § 7 des Gesetzes über die Kontrolle 
von Kriegswaffen (KrWaffKontrG) zu widerru-
fen, da nach meiner Auffassung die Gefahr be-
steht, dass die Kriegswaffen bei einer friedens-
störenden Handlung, insbesondere bei einem An-
griffskrieg, verwendet werden könnten (§ 6 Ab-
satz 3 Nummer 1 KrWaffKontrG), und wie ist 
nach Kenntnis der Bundesregierung der aktuelle 
Stand bei der Lieferung (bitte kenntlich machen 
wie viele davon bereits fertiggestellt wurden) der 
an die Türkei genehmigten U-Boot-Komponenten 
des Herstellers thyssenkrupp Marine Systems 
GmbH (TKMS) aus dem Jahr 2009 (Bundestags-
drucksache 19/22831, Schriftliche Frage 50)?
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Antwort des Staatssekretärs Sven Giegold
vom 10. März 2023

Die Bundesregierung unterrichtet nach den Feststellungen des Bundes-
verfassungsgerichts in seinem Urteil vom 21. Oktober 2014 (BverfGE 
137, 185) für den Bereich der Rüstungsexportkontrolle über abschlie-
ßende positive Genehmigungsentscheidungen sowie die Eckdaten von 
genehmigten Ausfuhrvorhaben, d. h. Art und Anzahl der Rüstungsgüter, 
das Endempfängerland und das Gesamtvolumen. Auskünfte zu internen 
Bewertungs-, Abstimmungs- und Entscheidungsprozessen der Rüstungs-
exportkontrolle sind nach Maßgabe des Urteils verfassungsrechtlich 
nicht geboten, da sie dem Willensbildungsprozess der Bundesregierung 
und damit dem Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung unterfallen. 
Die Bundesregierung folgt den Vorgaben des Urteils und sieht bezüglich 
des ersten Frageteils von weitergehenden Auskünften ab.
Zum zweiten Frageteil ist die Bundesregierung nach sorgfältiger Abwä-
gung zu der Auffassung gelangt, dass die Beantwortung nicht in offener 
Form erfolgen kann. Die Bundesregierung ist bei der Beantwortung von 
Fragen aus dem Parlament verfassungsrechtlich dazu verpflichtet, die 
Grundrechte Dritter zu wahren. Hierunter fallen auch die von Artikel 12 
Absatz 1 des Grundgesetzes geschützten Betriebs- und Geschäftsge-
heimnisse der Unternehmen. Als Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
werden alle auf ein Unternehmen bezogenen Tatsachen, Umstände und 
Vorgänge verstanden, die nicht offenkundig, sondern nur einem begrenz-
ten Personenkreis zugänglich sind und an deren Nichtverbreitung der 
Rechtsträger ein besonderes Interesse hat (vgl. BVerfGE 137, 185). Ein 
solches Interesse besteht, wenn die Offenlegung der Informationen ge-
eignet ist, exklusives Wissen den Marktkonkurrenten zugänglich zu ma-
chen und so die Wettbewerbsposition des Rechtsträgers nachteilig zu be-
einflussen (vgl. BVerfGE 115, 205). Die erbetenen Auskünfte stellen 
dem Wesen nach, derartige Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse dar. 
Unter Abwägung der Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse einerseits mit 
dem Informationsanspruch des Deutschen Bundestages andererseits hat 
die Bundesregierung die erfragten Informationen als Verschlusssache 
„VS – NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH“ eingestuft. Diese ist in 
der Anlage zu dieser Antwort enthalten.*

Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Münd-
liche Frage 35 auf Plenarprotokoll 20/78 verwiesen.
Darüber hinaus macht sich die Bundesregierung die Annahmen der 
Fragestellerin bezüglich des Risikos einer bewaffneten Auseinanderset-
zung im östlichen Mittelmeer unter Verwendung von U-Booten nicht zu 
eigen.

14. Abgeordneter
Dr. Thomas 
Gebhart
(CDU/CSU)

Welche Zeitdauer hält die Bundesregierung für 
angemessen, um die Vorgabe von § 8 Absatz 2 
des Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG) zu erfül-
len, ein Klimaschutzsofortprogramm „schnellst-
möglich“ zu beschließen?

* Die Bundesregierung hat einen Teil der Antwort als „VS – NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH“ eingestuft.
Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.
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